
Der Internationale Versöh-
nungsbund – Österreich ist
eine von 110 Organisatio-

nen aus 12 europäischen Ländern
(und zusätzlich 15.000 Einzelunter-
stützer*innen), die den Aufruf zur
Rettung des Friedensprojekts Eu-
ropa (www.versoehnungsbund.at/
petition-rettet-das-friedensprojekt-
europa/) unterstützen.

Am 11. April veranstalteten wir
einen Informationsabend zur euro-
päischen Friedens- und Sicher-
heitspolitik, wo wir ausgehend von
einigen „Wahlprüfsteinen“ der Öku-
menischen Konsultation Gerechtig-
keit und Frieden aus Deutschland
acht Fragen auf österreichische
Verhältnisse adaptierten und aus-
formulierten. Diese schickten eini-
ge von uns in ihrem eigenen Na-
men an österreichische Kandidat-
*innen zur EU-Wahl – bis zum
Wahltag haben sechs der sieben
wahlwerbenden Parteien in Öster-
reich bzw. wichtige Kandidat*innen
darauf recht ausführlich geantwor-
tet, nur von der FPÖ gab es keine
Reaktionen.

Die Fragen 1-3 bezogen sich auf
einige strukturelle Elemente einer
europäischen Friedenspolitik und
den Einsatz als (zukünftige) EU-
Parlamentarier*in für zivile Kompo-
nenten der Gemeinsamen Außen-,
Sicherheits- und Verteidigungspoli-
tik (GASP/GSVP). Alle Antworten-
den außer der ÖVP, die vage bleibt

und v.a. die österreichische (Regie-
rungs-)EU-Politik darstellt, spre-
chen sich für eine Stärkung und
eigenständige Finanzierung für
Entwicklungshilfe und für das
Instrument für Stabilität und Frie-
den, also von zivilen Komponenten
der EU-Politik, aus, während die
Förderung der Rüstungsforschung
und -entwicklung aus dem Europä-
ischen Verteidigungsfonds in Höhe
von 13 Mrd. Euro (Finanzrahmen
2021-27) von SPÖ, Grünen und
KPÖ Plus abgelehnt, von der ÖVP
und den NEOS befürwortet und
von „1Europa“ an mehrere Voraus-
setzungen gebunden wird.

Zum Europäischen Verteidigungs-
fonds gab es am 18. April übrigens
eine Abstimmung im EP, bei der
sich die dzt. österreichischen EU-
Parlamentarier*innen der PPE
(ÖVP) und der ALDE (NEOS) für

den Entwurf, die der S&D (SPÖ)
und der Grünen dagegen ausspra-
chen, die FPÖ-Abgeordneten (NI)
enthielten sich (2x) bzw. stimmten
zu (1x).

Die Fragen 4-6 bezogen sich auf
das Thema Rüstungsexporte und
Berichtspflichten, insbesondere
auch für Kleinwaffen. Grundsätzlich
einig sind sich alle Antwortenden
bei der Notwendigkeit strikter Kon-
trollen zu bereits bestehenden Ver-
einbarungen (wie dem „Gemeinsa-
men Standpunkt“ der EU von
2008), sowohl auf EU- wie auf
nationaler Ebene, und der Verant-
wortlichkeit für die Durchsetzung
von Verboten des Rüstungsexports
an Diktaturen bzw. Staaten, die in
Kriege verwickelt sind oder Men-
schenrechte systematisch miss-
achten. Das Problem des Unterlau-
fens von Regelungen durch einzel-
ne Nationalstaaten (z.B. durch
Lizenzvergaben an Drittstaaten)
und die mangelnde Transparenz
bei Berichten wurden ebenfalls
genannt. Für ein grundsätzlich-
es, EU-weites Exportverbot von
(Klein-) Waffen sprechen sich Grü-
ne und KPÖ Plus aus, die ÖVP ver-
weist auf die Möglichkeit von EU-
Waffenembargos und Sanktionen.

Frage 7 bezog sich auf die Erhal-
tung der Neutralität Österreichs
und ihre Rolle in der Sicherheitspo-
litik der EU. Außer den NEOS, für
die Neutralität ein überholtes Kon-
zept ist („europäische Solidarität
geht vor“, aber kein NATO-Beitritt),
sprechen sich alle für die Erhaltung
der österreichischen Neutralität aus
und sehen sie teilweise auch als
wichtiges Instrument für die Ausge-
staltung einer europäischen Frie-
denspolitik und der Rolle Öster-
reichs darin.
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Rettet das Friedensprojekt Europa!
Für Frieden. Für Menschenrechte. Für Europa.
von Pete Hämmerle

GRÜNE 
„Wir lehnen entschieden ab, dass
diese Rüstungssubventionen so-
gar in die Entwicklung von Mas-
senvernichtungswaffen und
bewaffneten Drohnen investiert
werden dürfen. (...) Für welche
konkreten Projekte die 13 Mrd.
EUR ausgegeben werden, darü-
ber wird das EP skandalöser-
weise kein Mitspracherecht
haben.”

SPÖ
„Die EU und ihre Mitgliedsstaaten
müssen mehr finanzielle Mittel für
eine menschenrechtsorientierte
Entwicklungszusammenarbeit
bereitstellen. Wir setzen uns für
eine friedensorientierte –nicht
militärisch, sondern v.a. zivil
geprägte – europ. Außenpolitik
ein. Programme der zivilen Kri-
senprävention sind fester
Bestandteil dieser Politik.”



Die eingelangten Antworten und
auch die Nicht-Antwort sind durch-
aus aufschlussreich und brauch-
bar: sowohl im Sinne der Informa-
tion über friedenspolitische Zugän-
ge und Schwerpunkte als Hilfe zur
Wahlentscheidung, wie auch für
eine Weiterarbeit mit gewählten
EU-Parlamentarier*innen zur Un-
terstützung einer europäischen
(und österreichischen) Friedenspo-
litik. Das wird letztlich auch das Kri-
terium dafür sein, an dem sich die
gegebenen Antworten und Verspre-
chen messen lassen müssen – und
angesichts der bevorstehenden
Neuwahlen zum Nationalrat im
September wird der Versöhnungs-
bund die friedenspolitischen The-
men auch auf dieser Ebene im Vor-
feld einbringen, vornehmlich im
Rahmen einer Kampagne für die
Einführung des Zivilen Friedens-
dienstes (s. S. 3).

KOMMENTAR

Die EU-Wahlen in Österreich
waren letztlich überlagert von den
innenpolitischen Ereignissen jener
Tage. Es stellt sich dennoch die
Frage, wieviel Aussagekraft die
Antworten der Parteien und das
Wahlergebnis für eine EU-Frie-
denspolitik haben. Auch wenn in
einem Wahlkampf wohl manches
ge- und versprochen wird, was
dann dem Realitätstest nicht hun-
dertprozentig standhält, lassen sich
doch einige Punkte bzw. Fragen
hinsichtlich einer zukünftigen EU-
Außen-, Sicherheits- und Friedens-
politik formulieren.

Eine grundsätzliche Frage scheint
zu sein, ob es „mehr Europa“ oder
„mehr Nationalstaat“ in der
Gemeinsamen Außen- und Sicher-
heitspolitik geben soll, und was die
Antworten darauf jeweils inhaltlich
bedeuten würden. Wenn, wie groß-
teils gefordert, das Einstimmig-
keitsprinzip in der GASP fiele –
führt das auch zu einer verstärkten
Militarisierung der europäischen
Politik, wenn die „Großen“ nicht
mehr unbedingt auf die Stimmen
mancher „Kleiner“ angewiesen
sind? Was passiert dann mit dem
„besonderen Charakter“ der Mit-
gliedsstaaten (ob NATO-Mitglieder
oder Neutrale) in verteidigungspoli-
tischer Hinsicht? Eine Verschlech-
terung ist zumindest zu befürchten,
wenn man sich das Stimmverhalten
in konkreten Fragen bez. militäri-
scher (Ständige Strukturierte
Zusammenarbeit/PESCO, Verteidi-
gungsfondsM) und ziviler Maßnah-
men anschaut – wobei hier durch-
aus nochmals Bedacht darauf
genommen werden muss, dass in
diesen Bereichen die Regierungen
der Mitgliedsstaaten mehr zu ent-
scheiden haben als das Europäi-
sche Parlament.

Ein weiterer angesprochener Punkt
ist die Frage einer aktiven Mitge-
staltung Österreichs bzw. der öster-

reichischen MEP in friedenspoliti-
schen Fragen. Einige Male wurde
hierbei auf die mögliche Rolle der
Neutralität und ihres friedenstiften-
den Potenzials hingewiesen – die-
ses müsste jedoch auf EU-Ebene
wesentlich stärker in die Diskussion
eingebracht werden, um Wirkung
zu entfalten. Dass dies angesichts
der Mitgliedschaft von 23 Staaten
im Militärbündnis NATO nicht ein-
fach ist, zeigen die Erfahrungen mit
dem Vertrag für ein Atomwaffenver-
bot, aber auch der Umgang mit ein-
zelnen Staaten (Iran, Russland
etc.), die sich mit der NATO in Kon-
flikten befinden oder als Bedrohung
wahrgenommen werden. Ein ver-
stärkter friedenspolitischer Einsatz
innerhalb der EU stößt auf Hinder-
nisse – vielleicht könnte aber ein
eindeutiges Auftreten als reine
„Zivilmacht“ von Seiten Österreichs
zumindest ein Gegengewicht
gegen eine fortschreitende Militari-
sierung der EU bilden? Statt bei
den diversen Aufrüstungsschritten
mitzulaufen, könnte sich Österreich
dadurch profilieren, solidarisch mit
rein zivilen Mitteln der Konfliktbear-
beitung (Diplomatie, Gewaltpräven-
tion, Vermittlung, Europäischer
Ziviler Friedensdienst) zur Rettung
des Friedensprojekts Europa bei-
zutragen.

Mit Aktionen und Kampagnen wie
dieser, fördert der Internationale
Versöhnungsbund eine aktive, ge-
waltfreie Friedenspolitik in Öster-
reich, der Europäischen Union und
darüber hinaus.

Wenn Sie helfen wollen, dass diese
Arbeit weitergeht, können Sie uns
durch eine Mitgliedschaft oder
Spende unterstützen!

Kontoinformationen:
IBAN: AT94 6000 0000 9202 2553
BIC: BAWAATWW

Information zur Mitgliedschaft:
www.versoehnungsbund.at
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NEOS
„NEOS setzen sich zwar für eine
Europäische Armee ein, aller-
dings muss klar sein, dass es sich
dabei um ein letztes Mittel han-
delt. Wir sind absolut dafür, in den
Ausbau aller zur Verfügung ste-
henden zivilen, diplomatischen
etc. Mittel zu investieren, die
einen Konflikt verhindern oder vor
Eskalation beenden.”

ÖVP
„Für Verbote gibt es in der EU
die Möglichkeit Waffenembargos
durch EU Sanktionen zu be-
schließen. Darüber hinaus setzen
wir uns bei Exporten für Kleinwaf-
fen und Munition dafür ein, dass
die Standards in ganz Europa auf
die sehr strengen, nationalen
österreichischen Standards ange-
passt werden. Transparenz ist ein
wichtiger Aspekt bei Waffenex-
porten. Hier gibt es bereits beste-
hende Verpflichtungen auf EU
Ebene (Übermittlung von Daten
für jährliche Berichte; monatlicher
Konsultationsmechanismus).”


